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 Als die Bäume noch
groß und stark waren|:

Die Nibelungen, 1. Teil:

Siegfried (1921/22)

Internationaler Umweltschutz durch
völkerrecht?

m die globale Dimension der
U Umweltzerstörung zu verdeutli-

chen, genügen heute Stichworte:
Sei es die Zerstörung der Ozonschicht
oder der Treibhauseffekt, die Vergiftung
der Weltmeere oder die Abholzungtropi-
scher Regenwälder; ohne ein weltweites
Schutzregime scheint der drohende Oko-
Kollaps kaum noch aufhaltbar.
Die Versuche von Einzelstaaten und na-

tionalen Rechtsordnungen sind angesichts
derinternationalen Ausmaße der selbstge-
schaffenen Umweltkrise anihreterritoria-
len Grenzen gelangt. Die Auswirkungen
von Umweltkatastrophen, sei es der Su-

pergau von Tschernobyl oder die Rhein-
verseuchung von Sandoz, sind grenzenlos

spürbar.
Aber nicht nur im Bereich grenzüber-

schreitender Umweltbeeinträchtigungen,
sondern auch beim Schutz von Umweltgü-

tern, die einem (einzel)staatlichen Zugriff
entzogen sind, wie der Atmosphäre, den
Weltmeeren oder der Antarktis (sog.

„global commons“) scheint Umwelt-
schutz ohne internationale Regulierung
heute undenkbar!

Wasläge also näher, als auf das Instru-

mentarium des Völkerrechts beim welt-
weiten Kampf gegen die Zerstörung der

natürlichen Lebensgrundlagen zurückzu-
greifen? Im Blätterdschungel der interna-
tionalen Jurisprudenz wird die Unver-
zichtbarkeit eines Umweltvölkerrechts
mittlerweile jedenfalls als Selbstverständ-
lichkeit behandelt, wobei mit der Kreation
des neuen Rechtsgebiets noch wenig über
die grundsätzliche Tauglichkeit des klas-
sischen Völkerrechts ausgesagt wird.

Tatsächlich erscheint beim Rückgriff
auf die Normen des Völkerrechts nämlich
erhebliche Skepsis angebracht, Nichts
hätte die Unfähigkeit der Staatengemein-
schaft — und damit auch des Völkerrechts
— im Umgang mit der von ihr beschwore-
nen „gemeinsamen Verantwortung“ bes-
ser illustrieren können als das Scheitern
der UN-Konferenz über Umwelt und Ent-

wicklung UNCED,die im letzten Jahr in
Rio de Janeiro stattfand und heute schon
fast vergessen zu sein scheint?. Wasals hi-
storischer Wendepunkt in den Beziehun-
gen der Völker im Sinne einer globalen
Verantwortung für das „gemeinsame Er-
be der Menschheit“ angekündigt wurde,
endete letztendlich mit politischen Wil-
lenserklärungen (Rio-Deklaration) und ei-

nem Bündel unverbindlicher Einzelpro-
gramme (Agenda 21), die allenfalls „in-
spirierenden“ Charakter haben und inso-

weit nur für zukünftige Vertragswerke
von Bedeutung sein können. Die beiden
Herzstücke des „Umwelt-Gipfels“, die

Konventionen zum Klimaschutz und zur
Erhaltung der Artenvielfalt scheiterten in
Rioam Veto der USA.?
Wer seine Ökologischen Hoffnungen

aufdas Völkerrechtsetzt, der muß sich be-
wußt sein, daß es sich hierbei um ein origi-
när auf die Schaffung einer weltweiten
„Friedensordnung“ ausgerichtetes zwi-
schenstaatliches Konfliktlösungsregime
handelt, dessen ultima ratio derEinsatz
militärischer Gewalt ist und das sich von
daher nur äußerst bedingt für die Bewälti-
gung der gegenwärtigen und zukünftigen
umweltpolitischen Herausforderungen
heranziehen läßt.

Insoweit war das Scheitern von Rio
symptomatisch für die gerade auch im
Umweltvölkerrecht evident werdenden
strukturellen Defizite des Völkerrechts im
Bereich nichtmilitärischer Konfliktbewäl-
tigung.

Zähe Normentwicklung:
Internationale Umweltkaftung

Auch wenn sich der Begriff des Um-
weltvölkerrechts mittlerweile etabliert zu
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haben scheint, so täuscht er doch darüber

hinweg, daß von einem internationalen

Regelwerk mit etablierten Rechtsgrund-
sätzen oder von einem hinreichend ver-
dichteten Regime bi- oder multilateraler

Vertragswerke im Bereich des völker-
rechtlichen Umweltschutzes keine Rede

sein kann.

Die wissenschaftlichen Diskussionen
und Bemühungen, das Instrumentarium
des Völkerrechts für den weltweiten Um-
weltschutz fruchtbar zu machen, kreisen
seit Jahrzehnten umdie Frage der völker-
rechtlichen Verantwortlichkeit und der
Staatenhaftung im Bereich grenzüber-
schreitender Umweltbeeinträchtigungen.
Im Mittelpunkt des Interesses steht die
Reichweite gewohnheitsrechtlich aner-
kannter Grundsätze des völkerrechtlichen
Nachbarrechts für umweltpolitische Pro-
blemstellungen, wie die der weitreichen-
den Luftverschmutzung. Sostreiten inter-

nationale Umweltjuristen seit Jahren dar-
über, in welchem Umfang das völker-

rechtliche Schädigungsverbot als Grenze

der staatlichen Souveränität auch Um-
weltbeschädigungen in Nachbarstaaten
verbietet*.
Der Ausgangspunkt dieser Debatteliegt

bereits mehr als 50 Jahre zurück. Das Ur-
teil eines Schiedsgerichts im Rahmenei-
ner Auseinandersetzung zwischen den

USA und Kanada um die Schwefeldioxid-
emissionen einer kanadischen Zink- und
Bleiverhüttungsanlage (Trail Smelter‘)
beschäftigte mittlerweile schon Genera-
tionen von Völkerrechtlern, ohne daß die

Diskussionen um die Schmelze von Trail
von erkennbar brauchbarem Wert für die
Entstehung neuer völkerrechtlicher Nor-
men gewesen wären.

Erst 1972, auf der ersten UN-Umwelt-
konferenz in Stockholm, begannsich die
Erkenntnis durchzusetzen, daß völker-

rechtswidrige Umweltverschmutzungen
auch Ersatzpflichten des Verursacherstaa-
tes auslösen können®. Eine Einigung über
Haftungsvoraussetzungen und -umfang
konnte jedoch bis auf den heutigen Tag
nichterzielt werden.
Auch die Kodifikationsbemühungen

der International Law Commission (ILC)’
bezüglich eines internationalen Haftungs-
regimes geben ein eindrückliches Beispiel
für die Zähigkeit völkerrechtlicher Norm-
entwicklung.

Seit nunmehr 44 Jahren beschäftigt sich
die ILC mehr oder weniger ergebnislos
mit den Fragen der Staatenverantwortlich-
keit und einem allgemeinen Haftungssy-
stem in Bezug auf völkerrechtswidriges

Verhalten von Staaten. Von der ursprüng-
lichen Besetzung des Gremiums dürfte
sich heute kaum noch ein Überlebender
finden lassen.®

1978 beschloß die Kommission die Ko-
difikation der „Haftung für rechtmäßiges
Verhalten“ getrennt zu behandeln, wobei
sich die Überlegungenhierin erster Linie
auf Fragen der internationalen Umwelt-
haftung beziehen. In völkerrechtlichen
Zeitspannen gerechnet befindet sich die

Arbeit der ILC noch immer im Frühstadi-
um, Bisher wurde nicht ein einziger Arti-
kel von der Kommissiongebilligt. Gestrit-
ten wird innerhalb und außerhalb der ILC
über die Art der Haftung (Gefährdungs-,
Erfolgs- oder Verschuldenshaftung) und
des ersatzfähigen Schadens, die Aufnah-

me des Verursacherprinzips in ein völker-
rechtliches Haftungssystem und die Fra-
ge, inwieweit der Umweltschutz über-

hauptals allgemeiner Grundsatz des Völ-
kerrechts anzusehenist’. Kurz, um Posi-
tionen, die heute als fester Bestandteil des

Umweltrechts in einer Vielzahl von natio-
nalen Rechtsordnungen angesehen wer-
den können.”
Auch ein Blick in bestehende völker-

rechtliche Verträge erhellt das Dunkel um
die Geltung eineseinheitlichen internatio-
nalen Haftungsmaßstabs im Umweltvöl-

kerrecht nur wenig. Universelle Verträge
mit umweltbezogenen Regeln speziell für
das Nachbarverhältnis oder allgemeinen
Haftungsregelungengibt es nicht. Die ein-
zelnen Vertragswerke mit umweltrechtli-
chem Bezug regeln Haftungsfragen nur in
Einzelfällen und unterscheiden sich teil-
weiseeerheblich!".
Auf die Frage, inwieweit ein weltweit

einheitliches Haftungssystem für Um-

weltschäden überhaupt wünschenswert
erscheint oder ob angesichts der Unter-
schiedlichkeit der Umweltgefahren nicht
ein sektoraler Regelungsansatz den Vor-

zug verdient, soll hier nicht näher einge-
gangen werden!?. Vielmehr ist festzuhal-
ten, daß angesichts der schleppenden Ent-
stehung völkerrechtlicher Normen und

der Dringlichkeit eines internationalen
Umweltschutzregimes mit den allgemei-
nen Grundsätzen des Völkergewohnheits-
rechts weltweite Umweltpolitik offen-
sichtlich nicht zu betreibenist.

Als gesicherter Bestand an völkerrecht-
lich anerkannten Grundsätzen kann neben
schwammigen Konsultations- und Koope-
rationspflichten heute alleine das Verbot
angesehen werden, die Umwelt eines
fremden Staates nicht erheblich zu schädi-
gen, wobei die Unbestimmtheit des Er-

heblichkeitsbegriffs und die weiterhin un-
geklärte Frage der Ersatzfähigkeit ökolo-
gischer Schäden” die umweltrechtliche
Handhabbarkeit dieses Grundsatzes mehr
als zweifelhaft erscheinenlassen.

Alle weiteren „in der Entstehung be-
griffenen“ allgemeinen Prinzipien, wie
das „commonheritage of mankind“'* oder
das Vorsorgeprinzip, warten seit ihrer Po-
stulierung auf den entscheidenden qualita-
tiven Sprung, ohne daß sich die Hoffnung
darauf auf irgendeinen Nährbodenstützen
könnte.

Recht ohne Steuerungskraft:
Die Erfahrung von Tschernobyl

Selbst wenn sich ein gesicherter Be-
stand an allgemeinen Normen des Um-
weltvölkerrechts konstatieren ließe, so
wäre damit noch wenig über die Steue-

rungskraft internationalen Rechts gesagt.
Die strukturellen Vollzugsdefizite des
Völkerrechts, das sich für seine Durchset-
zung auf kein den nationalen Rechtsord-

nungen vergleichbares Instrumentarium
zur Durchsetzung und Steuerung umwelt-
rechtlicher Zielvorstellungen stützen
kann", gilt es dabei gleichermaßen zu be-
rücksichtigen, wie die Überlagerung der
völkerrechtlichen Konfliktbewältigung
durch diplomatische Lösungsansätze. In-
soweit ist Völkerrechtals hochgradig poli-
tisiertes und informelles Recht zu begrei-
fen, dessen Effizienz immer auch in Ab-
hängigkeit von der Qualität zwischen-

staatlicher Beziehungen und der weltpoli-
tischen Großwetterlage verstanden wer-
denmuß.

Als Anschauungsbeispiel für die Staa-
tenpraxis im Umgang mit Umweltkata-
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strophen, die zu grenzüberschreitenden

Umweltbeeinträchtigungen führen, kann
die völkerrechtliche Abwicklung der Fol-
gen von Tschernobyl angesehen werden’.
Weder die Verschuldensfrage noch die

Erheblichkeit der verursachten Umwelt-
schäden stand hier zur Diskussion und
doch gab es nicht einen einzigen Staat, der
versucht hätte, Reparationen auf Grundla-

ge des geltenden Völkerrechts einzukla-
gen. Die allgemein im Umweltvölker-
recht zu beobachtende Tendenz, beste-
hende Entschädigungspflichten durch Ab-
sprachen auf diplomatischer Ebene zu er-
setzen'’, ist dabei weniger durch Schwie-
rigkeiten des Kausalitätsnachweises bzgl.
der entstandenen Schäden bedingt", als
durch die Höhe des damit verbundenen
Risikos, das den heute noch klagenden
Staat schon morgen selbst treffen könn-
te.!?

Darüber hinaus wäre im Fall Tscherno-
byl das Geltendmachen berechtigter An-
sprücheangesichts zuvorerteilter Milliar-
denkredite als geradezu absurd angesehen
worden und hätte die Bemühungen der

bundesdeutschen Außenpolitik, das politi-
sche Tauwetter in der ehemaligen UdSSR
zu unterstützen, konterkariert.

Diese „solidaritE honteuse“ unter den
geschädigten Staaten, die Ersatzpflichten
als reine Verhandlungsmasse betrachten,
zeigt deutlich, daß Staaten als Rechtssub-
jekte des Völkerrechts zur Durchsetzung
der von ihnen selbstgesetzten Normen nur
auf der Grundlage außenpolitischer Op-
portunitätserwägungen bereit sind. Der
Streit um griffigere Prinzipien im Um-
weltvölkerrecht gerät damit vollends zum

akademischen Schaulaufen internationa-
ler Umweltjuristen, dessen völkerrechtli-
che Relevanzsich im Nichts verläuft.

Agreements to (dis)agree: Die
Konventionen zum Umweltschutz

Zwar können auch die bestehenden völ-

kerrechtlichen Verträge im Bereich des
Umweltschutzes nicht losgelöst von den

strukturellen Defiziten des Völkerrechts

geschen werden. Dochlassen sich hier in

denletzten Jahren Entwicklungenfeststel-

len, die zumindest in Teilbereichen ein

Umdenkenin der weltweiten Umweltpoli-
tik erwarten lassen. Ohne auf die Vielfalt

der Konventionen und ihrer Regelungs-

mechanismen im einzelnen eingehen zu
können?®, soll hier anhand zweier jüngerer
Vertragswerke kurz angedeutet werden,

wohin die Reise im internationalen Um-
weltvertragsrecht gehen könnte.
Der Vertrag über den Schutz der Ozon-

schicht, der 1985 in Wien abgeschlossen

wurde und durch das Protokoll von Mont-
real 1987 und 1990 (auf einer Konferenz

der Mitgliedstaaten in London) ergänzt

und neueren Anforderungen angepaßt
wurde?', zeichnet sich zunächstdurch sei-
ne Grundkonzeption aus, die ihr Vorbild
im Genfer Vertragüber weiträumige Luft-
verunreinigungen aus dem Jahr 1979

hat”. "Der Wiener Rahmenvertrag regelt
dabei nur das allgemeine Verfahren sowie
den institutionellen Unterbau, während im
Montrealer Protokoll der Zeitrahmen für
den Ausstieg aus der Produktion der ozon-
schichtzerstörenden Substanzen (insbe-
sondere: FCKW) festgelegt wurde. Durch
die Konstruktion Rahmenvertrag/Proto-
koll gelang es, eine Vielzahl von Staaten
zur Mitgliedschaft zu bewegen, da die
Auseinandersetzungen über substanzielle
Verpflichtungen aus den Vertragsver-

handlungen in die späteren Verhandlun-
gen über die Zusatzprotokolle verlegt
wurde.
Darüber hinaus unterscheidet sich das

Vertragswerk von einer Vielzahl anderer
Konventionenin der starken Stellung des

Kollektivorgans (Konferenz der Vertrags-
parteien), dem sowohl die Befugnis zu
bindenden Mehrheitsentscheidungen als
auch eine echte Aufsichtsfunktion für die
Vertragserfüllung eingeräumt wurde.

Schließlich fällt das Abkommen durch
seine Differenzierung nach der wirtschaft-

lichen Leistungsfähigkeit der Mitglied-
staaten aus dem umweltvölkerrechtlichen
Rahmen. So wurde hier dem Bedürfnis
von Entwicklungsländern Rechnung ge-
tragen, die Nichteinhaltung des Zeitrah-
mens mit unzureichenden finanziellen
Unterstützungen im Rahmen des Techno-
logietransfers zu rechtfertigen. Ein Son-
derfonds i.H.v. 240 Mio. US-Dollar wur-
de den Entwicklungsländern auf der Lon-

doner Ozon-Konferenz zur Verfügung ge-
stellt”? In dieser Koppelung von interna-
tionalem Umweltschutz und konkreter
Entwicklungshilfe kann mit Sicherheit die
weitreichendste Abweichung vom tradi-
tionellen Standard internationaler Um-
weltkonventionen gesehen werden. Ob
durch die Erleichterung des Erwerbs al-
ternativer Technologien allerdings tat-
sächlich ein substanzieller Beitrag zum
Abbau ozongefährdender Substanzen ge-
leistet wird oder ob essich hierbei nur um
ein weltweites Expansionsgeschäft inter-
nationaler Großkonzerne handelt, bleibt
noch abzuwarten.

Jedenfalls dürfen diese Regelungen,als

wie immerfortschrittlich sie auch bewer-
tet werden mögen’, nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß der Ausstiegsplan von
Montreal weit hinter den Forderungenin-
ternationaler Umweltverbände zurück-
bleibt und in seiner jetzigen Form wahr-
scheinlich auch nur wegen der Evidenz
der globalen Gefährdung zustandegekom-
men ist.

Einen ganz anderen Weg schlägt die
Konvention über die Umweltverträglich-
keitsprüfung im grenzüberschreitenden
Zusammenhang ein, die am 25.2.1991 in
Espoo/Finnland unterzeichnet wurde”. In
Abkehr von klassischen zwischenstaatli-
chen Konfliktlösungsmodellen wird hier
dem Gedankendes Individualrechtsschut-
zes und der Verfahrensbeteiligung von
AusländerInnen zumindest ansatzweise
Rechnunggetragen.

Durch das Prinzip des „equal access“
soll BürgerInnen der Mitgliedstaaten, die

von „Aktivitäten“ mit grenzüberschrei-
tenden Auswirkungen betroffen sind, ein
Beteiligungsrecht an den entsprechenden
UVP-Verfahren im Bereich der Konventi-
on eingeräumt werden. Zwar dürfte die
Frage der Betroffenheit und der jeweils
einschlägigen Verfahren angesichts. der
Vielzahl an offenen Formulierungen noch
zu allerhand Auseinandersetzungen Anlab
geben. Der Rechtsschutz für betroffene
AusländerInnen darf nach dieser Rege-
lung aber keinesfalls hinter dem für die je-
weiligen Staatsangehörigen zurückblei-
ben.

Der Vertrag von Espoo kann damit auch
als Weiterentwicklung von Bestrebungen
im Umweltvölkerrecht angesehen wer-
den, in internationalen Verträgen festge-
setzte Standards durch nationale Gerichte
überprüfen zu lassen’, ohne daß es des
umständlichen und zeitaufwendigen Ver-
fahrens vor internationalen Institutionen
und Gerichten bedarf. Insoweit wird hier-
durch auch ein Beitrag zur Entpolitisie-
rung des Völkerrechts geleistet, der längst
überfällig ist.

Die beiden angesprochenen Vertrags-
werke, und das gilt es zu unterstreichen,
bilden Ausnahmen im Reigen internatio-
naler Umweltverträge.

Die überwiegende Mehrzahl der Kon-
ventionen ist auch weiterhin bestimmt von

der Idee des informellen und kooperativen
Zusammenwirkens der Staaten und zeich-

netsich in aller Regel durch ein schwaches
Überwachungs- und Vollzugsinstrumen-
tarium aus, das dem Individuum keinerlei
Beteiligungschancen einräumt.

Darüber hinaus bilden die Interessens-
gegensätze von Industrie- und Entwick-
lungsländern auch weiterhin den entschei-
denden Stolperstein in der Entwicklung
globaler Wertragswerke zum Umwelt-
schutz. Das Prinzip eines „gemeinsamen

Interesses“ oder eines „gemeinsamen Er-

bes der Menschheit“ bleibt also auch hier
Stückwerk.
Und doch zeigen die beiden angespro-

chenen Verträge, daß sich Ansatzpunkte

für eine Fortentwicklung des Umweltvöl-

kerrechts im Vertragsrecht finden lassen,
die eine Abkehr von bisher als unumstöß-
lich bezeichneten Grundsätzen des Völ-
kerrechts andeuten und die, gemessen an
den langwierigen Diskussionen um allge-
meine Haftungsgrundsätze, ein geradezu

„atemnberaubendes“ Tempo an den Tag le-
gen.

Umweltschutz durch Völkerrecht?

Wer mit den Mitteln des Völkerrechts
weltweiten Umweltschutz betreiben will
— dies sollte hier aufgezeigt werden —
muß sich bescheiden geben. Neben den
angesprochenen strukturellen Defiziten,

sollte schließlich auch der zutiefst unde-
mokratische Charakter des Völkerrechts,

dessen Entscheidungsprozesse nur äu-
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Berst mittelbar durch nationale Parlamen-
te beeinflußt werden, Anlaß zur Zurück-
haltung bieten.
Vorallem abergilt es,der Politik natio-

naler Entscheidungsträger entgegenzu-
wirken, die sich ihrer politischen Hand-
lungspflicht nur allzugern mit dem Hin-
weis auf diffuse völkerrechtliche Ver-
pflichtungen entledigen, um damit vom

eigenen Versagen bzw. vom Versagen
staatlicher Ordnungsprinzipien überhaupt
abzulenken. Durch die Flucht ins Globale
lassen sich die Defizite der nationalen
Umweltpolitik eben’ nicht überwinden,
Schlimmernoch: sie werden potenziert.

Allenfalls im Völkervertragsrecht las-
sen sich mittelfristig Instrumente durch-
setzen, die den weltweiten Umweltschutz
zur Sache der Individuen machen und eine
weiter reichende Reform des Völker-
rechts vominternationalen Recht der Staa-

tengemeinschaft zum Rechteiner interna-

tionalen Zivilgesellschaft einläuten könn-
ten. In diesem Zusammenhangsollte sich
das Umweltvölkerrecht im wesentlichen
auf das Setzen international verbindlicher
(Mindest)Standards konzentrieren, wobei
deren Durchsetzung durch einen Ausbau
des Individualrechtsschutzes auf nationa-
ler und internationaler Ebene ermöglicht
werden muß. Beidieser Politik des „Stan-

dard Setting“ wäre dann auch über eine

stärkere Integration von Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) in den
völkerrechtlichen Normsetzungsprozeß
nachzudenken. {

Andere „Reformvorhaben“ im Bereich
des Umweltvölkerrechts, wie etwa der

Einsatz von „UN-Grünhelmen“”® oder die
Einrichtung eines internationalen Straf-
gerichtshofs auch für „Umweltverbre-
chen“”” können demgegenüber nur als
Versucheinzelner Staaten angesehen wer-

den, den status quo völkerrechtlich abge-
sicherter Machtpositionen aufrechtzuer-
halten und hegemoniale Ansprüche unter
dem Deckmantel des internationalen Um-
weltschutzes durchzusetzen. Das Beispiel
Somalia kann dabei, auch wenn es hier

nicht unmittelbar um Belange des Um-
weltschutzes geht, durchaus als Präze-
denzfall angesehen werden.
Georg Restle studiert Jura und lebt in
Freiburg.
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Kali-Werke,die hauptsächlichdie Nieder-
lande betrafen, wurdenschließlich „gütlich“
beigelegt.

18 soaberGattini, 259
19 Soerwies sichauch derehrwürdigeTrail

Smelter-Fallfürdie USA als Bumerang, da

die Umweltbeeinträchtigungen fürKanada
durch Industrieanlagen aufdem Gebietder
USA weithöherwaren alsdie von Kanada
verursachten Verschmutzungen.

20 vgl.hierzu u.a. Kunig, 27ff
21 Zum Wiener Übereinkommen und zum

MontrealerProtokoll Jagels-Sprenger, KJ
1991 ,418ff; Gündling, EU'1988, 38ff

22 hierzu Schwarzer, AP1993, 13ff

23 Dabeibestehtallerdingsdie Befürchtung,
daß diese Mittel ausderlaufenden Entwick-
lungshilfe abgezogen werden. Hierzu Pau-

lus, W&ESD 3/91

24 vgl. Jagel-Sprenger aaO
25 U.N.Doc. E/ECE/1250; hierzu Kunig, 42ff

26 Dieerste Aufnahmedieses Prinzips findet

sich in der Nordischen Konvention vom 19.
2.1974. (UN Treaty Series Bd. 1092, 279).

Hierzu Broms, 141; Lappe, NuR 1993; vgl.
auch die OECD Council Recommendations

on Equal Access; E13 ILM, 234
27 hierzu Bothe, 391ff
28 hierzu ak340vom 11.3.1992, 3

29 Dieser Vorschlag wurde vorallem im Zu-
sammenhang mitden vom Irak im Persi-
schen Golf verursachten Ölverschmutzun-
gen diskutiert. Vgl. hierzu auch: Gilbert,
„Ihe Criminal Responsibility ofStates“,

ICLO 1990, 345ff; Rest, UPR 11/12, 1991,
Al TE
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